Abgeordnete müssten warten

Fragestunde im Kreistag abgelehnt

Von Michael Schwarz, 11.06.10, 07:00h

Sollen Bürger das Recht erhalten, im Rahmen einer Kreistagssitzung zuvor schriftlich abgegebene Fragen vom Landrat beantwortet zu bekommen? Günter Rosenke wäre dem nicht abgeneigt, doch der Kreisausschuss wollte nicht zustimmen.

KREIS EUSKIRCHEN - Zumindest nicht in der Form, wie es der Landrat vorgeschlagen hatte. Das, so SPD-Fraktionschef Uwe Schmitz, hätte nämlich zur Folge, dass 54 Kreistagsabgeordnete bis zu einer Stunde lang tatenlos zugucken müssten, wie Rosenke einen Dialog mit den Bürgern führe. Denn eine Debatte im Gremium über die Themen der Bürger sieht die Vorlage des Landrats nicht vor. „Wir gehen davon aus, dass die Kreisverwaltung wie bisher die Fragen der Bürger hoch qualitativ schriftlich beantworten wird“, erklärte Schmitz. Sollten die Bürger dann nicht mit der Antwort zufrieden sein, könnten sie sich immer noch an die Politiker wenden oder gar mit einem Bürgerantrag aufwarten. Auch CDU-Fraktionschef Josef Reidt geht davon aus, „dass Sie, Herr Landrat, in altbewährter Manier antworten.“ Reidts Fraktionskollege Bernd Kolvenbach warnte vor „einer Alibiveranstaltung unter der Überschrift Demokratie.“ Es könne doch nicht sein, dass gewählte Repräsentanten „als staunende Beobachter dabeisitzen“, wenn der Landrat Fragen beantworte - zumal eine Stunde Kreistag ja auch Steuergeld koste. Für FDP-Fraktionschef Hans Reiff kämen ohnehin nur zwei Personen infrage, die sich in der Vergangenheit als ständige Fragesteller bekannt gemacht hätten. 

Franz Troschke konnte dem Vorschlag schon etwas abgewinnen: Man müsse halt verhindern, dass „querulante Personen“ die Arbeitskraft der Verwaltung unverhältnismäßig binden. 

In Mechernich habe man mit Fragestunden gute Erfahrung gemacht, erklärte Troschke - und erntete Widerspruch vom ehemaligen Ratsherrn Hans Schmitz (SPD): „Das ist doch letztlich ausgeufert.“ Grünen-Kreistagsmitglied Angela Kalnins hätte in der Fragestunde ein „Zeichen gelebter Demokratie“ gesehen, doch die Ausschuss-Mehrheit aus CDU, SPD, FDP und Linke war letztlich anderer Meinung: „Es macht keinen Sinn“, so Linken-Fraktionschef Thomas Bell: „Entweder der Kreistag darf sich mit den Fragen befassen oder wir lassen es.“

